
der Hinterbliebenen von Beamten, die laufende Unterstützung beziehen, sich
augenblicklich auf 35 beläuft.
Daneben werden bedürftigen früheren Angestellten und Arbeitern noch einmalige
Unterstützungen bewilligt. Die Zahl der bedachten Fälle beträgt
in 1922 = 80,
in 1923 = 70,
in 1924 = 100,
und bis jetzt in 1925 = 150 Fälle.

Zu diesen in der Hauptsache mit Hilfe des Revisionsbüros und der Bergabrech¬
nungskasse zu erledigenden Angelegenheiten kommt noch eine große Anzahl sol¬
cher Geschäfte, die wegen ihrer Tragweite und Schwierigkeit ausschließlich von
den beiden höheren Beamten der Abwickelungsstelle bearbeitet werden müssen.
Die wichtigsten hiervon sind:

I. Die anhängenden Rechtsstreitigkeiten,

II. Auseinandersetzungen und Feststellungen in Grundeigentums- und bergbau¬
lichen Angelegenheiten, die, ohne bisher zu prozessualem Austrag geführt zu
haben, sich als Auswirkungen der Übergabe der Saargruben an Frankreich auf
Grund des Friedensvertrages von Versailles darstellen, hierbei auch Mitwirkung
bei der Feststellung von Liquidationsschäden durch das Reichsentschädigungsamt
in Berlin.

III. Ermittlungen und Feststellungen in Beamten- und Disziplinarangelegenheiten.

IV. Aufwertungen.

(Hier sind beim Abdruck 30 Maschinenseiten (S. 14, untere Hälfte, bis S. 52) ausgelassen.)

Aus dem Vorgetragenen dürfte zu ersehen sein, daß das selbständige Fortbestehen
der Bergwerksdirektion Saarbrücken (Abwickelungsstelle) im dringenden Interesse
Preußens, des Reiches und des Saargebietes liegt. In dem zähen Kampf um ihr
Deutschtum und gegen die FranzÖsierungsbestrebungen erblickt die gesamte Be¬
völkerung des Saargebietes, nicht nur die bergmännische, die ja an sich schon
deren größten Teil ausmacht, in der zwar aus dem Gebiete ausgewiesenen, aber
doch, wenn auch als „Abwickelungsstelle“ weiterbestehenden Bergwerksdirektion
Saarbrücken eines der wichtigsten Bindeglieder mit Preußen und dem Reiche.
Dieses beseitigen zu wollen, hieße Unsicherheit und Mißtrauen in die Saarbevöl¬
kerung bringen und die Lostrennungsbestrebungen Frankreichs bezüglich des
Saargebietes fördern.
Durch eine Zusammenlegung der Dienststelle mit einer anderen Behörde würde
der Geschäftsverkehr nicht geringer, könnte auch keine Ersparung eines Beamten
oder Angestellten erzielt werden, umsoweniger als im laufenden Kalenderjahr
gegen das Vorjahr die Arbeiten derartig zugenommen haben, daß dieselben nur
mit äußerster Anspannung aller Kräfte bewältigt werden können, und es zweifel¬
haft erscheint, ob dies weiterhin ohne eine Vermehrung wenigstens des Kanzlei-
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